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In Medien und Zivilgesellschaft ist der Aufschrei über den 
türkischen Einmarsch in den Norden Syriens groß. Tatsäch-
lich ist er sowohl humänitär, als auch völkerrechtlich in keiner 
Weise zu rechtfertigen. Überraschend jedoch ist er ebenso 
wenig, sondern allenfalls die Fortsetzung dessen, was in 
Syrien seit Jahren stattfindet. Wenn nun die Bundesregierung 
behauptet, sie könnte keine völkerrechtliche Einordnung des 
türkischen Einmarsches vornehmen, verweist das darauf, dass 
sie selbst und im Rahmen von EU und NATO die Gültigkeit 
des Völkerrechts in Bezug auf Syrien schon zuvor kontinuier-
lich und systematisch negiert hat. Das begann bereits mit der 
quasi-Anerkennung einer Exilregierung und der Unterwande-
rung von Souveränitätsrechten des syrischen Staates, zunächst 
bei humanitärer Hilfe, später auch bei Waffenlieferungen. Im 
Mai 2013 hat sie die Aufhebung der EU-Sanktionen gegen-
über Syrien mitgetragen, um Waffenlieferungen Frankreichs 
und Großbritanniens an Aufständische zu ermöglichen. Bereits 
nach den ersten Zwischenfällen an der Grenze zur Türkei hat sie 
sich hinter die türkische Lesart gestellt, dass dies einen Angriff 
auf die Türkei darstellen und militärische Gegenmaßnahmen 
rechtfertigen würde, u.a. nachdem die Türkei im Oktober 2012 
Konsultationen nach Artikel 4 des NATO-Vertrages beantragt 
hatte. Darauf folgte die von der NATO koordinierte Stationie-
rung deutscher Patriot-Luftabwehrsysteme in der Türkei. Diese 
hatte vor allem symbolischen Wert, insofern Deutschland und 
die NATO damit der Türkei Rückendeckung gaben, die zugleich 
relativ offen und ebenfalls klar völkerrechtswidrig die Bewaff-
nung islamistischer Milizen unterstützte und ihnen Rückzugs-
raum bot, um das Nachbarland Syrien zu destabilisieren. Ein 
weiterer Höhepunkt bei der Negierung des Völkerrechts in 
Syrien durch Deutschland bestand darin, die Anschläge am 13. 
November 2015 in Paris zum Anlass zu nehmen, sich an den 
militärischen Operationen gegen den IS zu beteiligen und dies 
völker- und verfassungsrechtlich mit dem Recht auf kollektive 
Selbstverteidigung im Rahmen eines Systems gegenseitiger 
kollektiver Sicherheit – in diesem Falle war die EU gemeint 
– zu begründen. Diese Argumentation, mit der die EU für sich 
in Anspruch genommen hat, ohne Zustimmung der dortigen 
Regierung auf syrischem Gebiet militärisch tätig zu werden, 
entspricht weitgehend der Begründung, mit der die Türkei nun 
in Afrin einmarschiert. In beiden Fällen richtet sich der offene 
militärische Einsatz der EU- und NATO-Staaten zwar gegen 
nichtstaatliche bewaffnete Gruppen und nicht direkt gegen die 
syrischen Streitkräfte, die beteiligten Staaten haben jedoch 
aus ihrer zeitgleichen militärischen Unterstützung für andere 
bewaffnete Gruppen keinen Hehl gemacht und diese tw. offen 
eingeräumt. Deutschland hat dies geduldet und u.a. durch die 
Aufhebung des EU-Waffenembargos auch aktiv unterstützt.

Internationalisierter Bürgerkrieg

Der Kampf gegen den IS und die gleichzeitige Bewaffnung 
oppositioneller Gruppen wurde für alle Welt sichtbar dazu 
genutzt, eine Aufteilung Syriens vorzubereiten, indem über 

Milizen und Spezialkräfte am 
Boden Einflusszonen militä-
risch erobert und abgesichert 
wurden. Die USA etwa verfolg-
ten offen das Ziel, eine Kontrolle 
der Grenze zum Irak durch das 
syrische Regime und damit den 
viel beschworenen Landkorridor 
zwischen dem Libanon und dem 

Iran zu verhindern. Im Grenzgebiet zwischen Irak, Jordanien 
und Syrien stationierte sie eigene Kräfte und auch im von der 
kurdischen YPG bzw. der SDF kontrollierten Norden Syriens 
errichtete sie Basen – ohne Zustimmung der syrischen Regie-
rung – die sichtbar auf Dauer angelegt waren. Auch Russland 
und auf weniger offene Art der Iran nutzten den Bürgerkrieg, 
um ihre Stützpunkte in Syrien auszubauen, wobei auch hier 
klar war, dass sie diese nach einem Ende der bewaffneten Aus-
einandersetzungen nicht aufgeben würden.

Zumindest Russland konnte seine Beteiligung am Krieg auf 
einer formalen Ebene oberflächlich völkerrechtlich begrün-
den, da es auf Einladung der syrischen Regierung agierte. De 
facto drehten sich die Machtverhältnisse jedoch um, u.a. indem 
Russland die Kontrolle über den Luftraum übernahm und ihn 
sich mit den USA teilte; mehrfach wurden Angriffe durch die 
US-amerikanische und israelische Luftwaffe auf die syrische 
Armee von Russland geduldet und mit hoher Wahrscheinlich-
keit auch abgesprochen.

Was sich also in Syrien in den vergangenen Jahren abspielte, 
war banale, brutalste, weil entfesselte Geopolitik. Die Ent-
fesselung bestand darin, dass sich die beteiligten Groß- und 
Regionalmächte (und auch EU, NATO und Deutschland) 
gegenseitig signalisierten, dass das Völkerrecht hier nicht zur 
Anwendung kommt.

Das gerne geglaubte Märchen der humanitären 
Außenpolitik

Obwohl gerade die NATO-Staaten beim Kampf um Einfluss-
sphären in Syrien bereits früh auch auf islamistisch bis terrori-
stisch agierende Truppen setzten, wurde diese Aufhebung des 
Völkerrechts und die Brutalisierung des Krieges v.a. in den 
westlichen Öffentlichkeiten lange nicht wahrgenommen oder 
allein dem syrischen Regime und dessen Verbündeten zuge-
schrieben. Voraussetzung hierfür war die von großen Teilen 
der Zivilgesellschaft geglaubte und repetierte Erzählung, 
wonach die syrischen Milizen für Freiheit und Demokratie 
kämpfen und deshalb von ihren ausländischen Partnern unter-
stützt würden. Dieses hartnäckige Märchen überlebte selbst 
die Schlacht um Aleppo, als sich die NATO und ihre Verbün-
deten vor allem in ihrer Informationspolitik – die längst Teil 
der Kriegführung ist – klar gegen Russland und damit de facto 
auf die Seite radikalislamistischer, zu großen Teilen mit der Al 
Kaida verbündeten Kräfte stellten, die damals den Ostteil der 
Stadt kontrollierten.

So brutal und tragisch es ist, setzt sich in Afrin nur das fort, 
was seit Jahren in Syrien stattfindet und mit dem Jubel und der 
Unterstützung der bewaffneten Opposition ab 2011 begann. 
Bezeichnenderweise ist es nun – in deutlich anderer Zusam-
mensetzung – wiederum die Freie Syrische Armee (FSA), die 
türkische Freiwillige rekrutiert und von türkischem Territorium 
aus Seite an Seite mit der türkischen Armee nach Afrin vorstößt 
und gegen die SDF kämpft. Diese offene und direkte Zusam-

Afrin
Entfesselte Geopolitik
von Bernhard Klaus
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ist genau genommen die einzige qualitative Zuspitzung im tür-
kischen Vorgehen gegenüber dem bisher Geschehenen. Wahr-
genommen wird sie jedoch kaum, auch im UN-Sicherheitsrat 
und in den Stellungnahmen der NATO spielte sie bislang keine 
nennenswerte Rolle. Die Empörung, die das türkische Vor-
gehen und die nüchtern betrachtet selbstverständliche Betei-
ligung deutscher Waffensysteme auslöst, hat jedoch andere 
Gründe. Denn das Märchen, dass die westlichen Mächte in 
den syrischen Bürgerkrieg eingegriffen hätten, um demo-
kratische oder irgendwie „bessere“ Verhältnisse zu schaffen, 
steht nun endgültig vor seiner Entlarvung. Denn mit der kur-
dischen Selbstverwaltung und der SDF greifen die Türkei und 
ihre Milizen jene Kräfte an, die mit Abstand am ehesten für 
eine demokratische und multikonfessionelle Ordnung stehen 
und diese explizit und glaubhaft anstreben. Dass die Bun-
desregierung, die USA und die NATO ihren Bündnispartner 
Türkei allenfalls zur Zurückhaltung mahnen, prinzipiell jedoch 
nichts gegen den Einmarsch einzuwenden haben, sollte nur 

jene überraschen, die glauben, Außenpolitik und militärische 
Interventionen seien von irgendeiner Form des humanen Idea-
lismus getrieben. Vom geopolitischen Standpunkt aus gesehen 
ist v.a. die Duldung und klammheimliche Unterstützung durch 
die USA durchaus naheliegend. Die im Zuge der gemeinsa-
men Bekämpfung des IS aufgenommene Zusammenarbeit 
mit der SDF in Nordsyrien war anders als die dort errichteten 
Basen nicht auf Dauer angelegt. Eine tatsächlich demokrati-
sche Ordnung und die politischen Ziele der SDF wären mit 
einer anhaltenden Präsenz amerikanischer Truppen mittelfri-
stig unvereinbar geworden. Wenn nun nicht die USA selbst, 
sondern ihr NATO-Verbündeter Türkei die Waffen gegen den 
ehemaligen Verbündeten richtet, ist das umso besser. Nebenbei 
hilft es, die zwischenzeitlichen Differenzen zwischen USA und 
Türkei beizulegen und vielleicht auch mit Russland zu einer 
Einigung über die Aufteilung Syriens zu kommen.

Das ist Geopolitik und sie entfaltet sich dort, wo das Völ-
kerrecht für obsolet erklärt wird, als internationalisierter und 
barbarisierter Bürgerkrieg.

Bei ihrem Angriff auf die nordsyrische 
Region Afrin nutzt die türkische Armee 
auch Waffen aus Deutschland. 

In den Medien wurden die Kampfpan-
zer Leopard2A4 sehr häufig erwähnt: 
2005 genehmigte die Bundesregierung 
den Export von rund 350 Leopard2A4-
Panzern der deutschen Rüstungsfirma 
Kraus-Maffei-Wegmann an die Türkei. 
Deutschland kümmert sich seitdem um 
die optimale Funktionsfähigkeit der 
Panzer. Noch im Januar 2017 wurden 
Ersatzteile für diese geliefert, obwohl 
türkische Streitkräfte schon 2015 und 
2016 Panzer gegen die kurdische Min-
derheit – auch Zivilist_innen – in der 
Türkei einsetzten. Dabei kamen minde-
stens 2.000 Menschen ums Leben und 
mehr als 30 Städte wurden zerstört. Die 
-Panzer werden nun auch im Angriffs-
krieg gegen Afrin verwendet. Dies ist 
möglich, weil die Bundesregierung die 
Nutzung nicht wie bei vorherigen Pan-
zerverkäufen auf Einsätze beschränkte, 
die der kollektiven Verteidigung dienen. 
Eine spätere Nutzung der Panzer für 
Angriffskriege oder Inlandseinsätze 
wurde dadurch von Anfang an zumin-
dest geduldet. Angaben des Forschungs-
instituts Bonn International Center for 
Conversion (BICC) zufolge entstammen 
von den knapp 2.500 Kampfpanzern des 
türkischen Heeres mehr als 720 deut-
scher Produktion.

Doch damit nicht genug: Um zukünf-
tig unabhängiger von den Regierun-
gen anderer NATO-Staaten agieren zu 
können, plant die türkische Regierung 
den Bau einer Panzerfabrik in der Türkei 
unter Beteiligung von Rheinmetall. Der 
Prototyp des türkischen Kampfpanzers 

Altay sieht vor, diesen u.a. mit einem 
Dieselmotor des deutschen Unterneh-
mens MTU aus Friedrichshafen und 
einer Glattrohrkanone von Rheinmetall 
auszustatten. Das Joint Venture RBSS, 
das aus Rheinmetall und dem türkischen 
Fahrzeughersteller BMC besteht, sieht 
die Herstellung von 1.000 dieser Panzer 
für die Türkei vor. Auch eine Beliefe-
rung anderer Staaten, z.B. Qatar, ist vor-
gesehen.

Die türkische Armee verfügt außerdem 
über deutsche Schusswaffen, die sie in 
Lizenz produzieren darf. Hierbei handelt 
es sich insbesondere um die Sturmge-
wehre G3 und HK33, das Maschinen-
gewehr MG3 und die Maschinenpistole 

MP5. Auch Kriegsschiffe, z.B. U-Boote, 
Fregatten, Schnellboote oder Minenjagd-
boote, kaufte die Türkei aus Deutsch-
land.1 Zum Transport von Truppen und 
Material rollen auch militärische Lkw 
von Rheinmetall MAN und Daimler 
Richtung syrische Grenze.2

Anmerkungen
1	 Alle bisherigen Informationen stammen 

von German Foreign Policy: Panzer für 
die Türkei. 22.1.2018.

2	 NTV: Leopard 2 rollen nach Syrien. 
Türkei setzt deutsche Panzer ein. 
22.1.2018.

Alexander Kleiß 

Deutsche Waffenexporte in die Türkei

Leopard2-Panzer der Bundeswehr. Quelle: Wikipedia.
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